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Anmerkungen zur Rechtsentwicklung 1987-2022: 

Die vorstehende Veröffentlichung kurz vor den Beratungen des Ständerates 1987 zum neuen 

IPRG im Differenzbereinigungsverfahren hat zu einem Umdenken des Rates und zur Anpassung 

des Schweizer Rechts an das europäische Konsumrecht geführt. Da es sich um einen neuen 

Rechtsbegriff handelte, waren die Diskussionen verständlicherweise sehr kontrovers.  
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Bereits im Vernehmlassungsverfahren zum Vorentwurf eines Schweizer IPRG sprachen sich 

massgebliche Wirtschaftsverbände gegen solche Bestimmungen aus. Als dann die Botschaft des 

Bundesrates mit weniger weit gehenden Schutzbestimmungen erschien, wurde von «rührender 

Deontologie», von «kleinkarierten Geschäften» und davon gesprochen, Konsumentenverträge 

seien «keine Exportartikel». Angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung vor allem durch die 

Digitalisierung nahezu aller Lebensbereiche (E-Commerce B2B und B2C) erscheinen die 

damaligen Widerstände in ihrer Einseitigkeit heute kaum mehr nachvollziehbar. Entscheidend 

ist indessen, dass das Parlament in letzter Minute noch ein zukunftsgerichtetes Gesetz erlassen 

konnte (heute Art. 120 IPRG, SR 291).  

 

Aufgrund der Materialien geht hervor, dass der Gesetzgeber ausdrücklich den Bezug zur 

Verfassungsnorm betr. die Verträge mit Konsumenten und das Konsumentenschutzverfahren 

in Art. 31sexies aBV (heute: Art. 97 BV) hergestellt hat (ALEXANDER BRUNNER, Der 

Konsumentenvertrag im schweizerischen Recht, AJP 1992, 604 f. FN 83–91, insb. FN 85; 

AmtlBull StR 1987, 188, 2. Spalte Mitte). Aufgrund dieser ausdrücklichen Bezugnahme wurde 

in der Folge auch die Terminologie der Kollisionsnorm, welche bis dahin den Ausdruck 

«Gegenpartei des Konsumenten» verwendete (vgl. Entwurf BR Art. 117; aber auch AmtlBull 

NR 1986, 1357, linke Spalte), der verfassungsrechtlichen Terminologie angepasst, indem 

dieser Begriff durch den Ausdruck «Anbieter» i.S.v. Art. 31sexies aBV ersetzt worden ist. 
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